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Enittwurf ein'{)s Neunten Gesetzes iiber 
Sicherheitsleistungen des baye,rischen 
Staate1s 

... 

Auf Grund Beschlusses des. Ministerrats vom 
4. November 1952 unterbreite ich anliegend den vor­
bezeichneten Gesetzentwurf der Staatsregierung mit 
der Bitte um weitere verfassungsmäßige Behandlung. 

Der Entwurf wurde gleichzeitig dem Senat mit 
der Bitte um Kenntnisnahme und etwaige gutacht­
liche Äußerung zugeleitet. 

(gez.) Dr. Ehard, 
Bayerischer Ministerpräsident 

* 

Entwurf eines Neunten Gesetzes 
iiber Sic11e1·heitsleistungen des bayer. Staates 

§ 1 
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Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, zur Sicherung von Schuldverschreibungen 
auf den Inhaber, die zur Abgeltung vqn Investitions­
mitteln nach dem Gesetz über die Investitionshilfe 
der gewerblichen Wirtschaft vom 7. Januar 1952 
(BGBl. I S. 7) in der Fassung des Änderungsgesetzes 
vom 22. August 1952 (BGBl. l S. 585) ausgegeben: 
werden, oder zur Sicherung von Darlehen aus In­
vestitionsmitteln zu Lasten des bayerischen Staates 
Bürgschaft zu übernehmen, und zwar 

bis zu einer Schuldsumme von H Mill. DM 
zugunsten der Bayernwerk AG. 

bis zu einer Schuldsumme von 4 Mill. DM 
zugunsten der Bayerische Braunkohlen-Indu­
strie AG. oder der Bayernwerk AG. 

bis zu einer Schuldsumme von rn Mill. DM 
zugunsten der österreichisch-Bayerische 
Kraftwerke AG. 

bis zu einer Schuldsumme von 2,2 Mill. DM 
zugunsten der Bayerische Berg-, Hütten- und 
Salzwerke AG. 

bis zu einer Schuldsumme von 10 Mill. DM 
zugunsten der Donaukraftwerk Jochen­
stein AG. 

bis zu einer Schuldsumme von 8 Mill. DM 
zugunsten der Rhein-Main-Donau AG. 

bis zu einer Schuldsumme von 1 Mill. DM 
zugunsten der Firma Alfred Kunz & Co. in 
München. 

§ 2 

Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, zu Lasteil des bayerischen Staates durch 
Übernahme einer Bürgschaft für die Verbindlich­
keiten der Österreichisch~Bayerische Kraftwerke AG. 
aus einem Darlehen der· Kreditanstalt für Wieder­
aufbau in Frankfurt in Höhe bis zu 25 Mill. DM und 
für die Verbindlichkeiten aus einer Anleihe der 
österreichisch-Bayerische Kraftwerke AG. zur Ab­
deckung dieses Kredites Sicherheit zu leisten. 

§ 3 

Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, an Stelle der auf Grund des § 1 Nr.1 des 
Zweiten Gesetzes über Sicherheitsleistungen des 
bayerischen Staates vom 30. Juli 1949 (GVBL S.194) 
erklärten Bürgschaft zu Lasten des bayerischen 
Staates eine Bürgschaft für Darlehensverbindlich­
keiten der Bayernwerk AG bis zu 4'.0 Mill. DM zu 
übernehmen, in die die Ver bindliehkei ten aus der 
Teils1;huld verschreibungsanleih e 1949 umgewandelt 
werden. 

§ ·4 

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am ...... . 
. . . . . . . 1952 in Kraft. 
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Begründung 

1. Das Kmatorium für das Sondervermögen „Indu­
striekreditbank-Sondervermögen Investitionshilfe" (s. Ge­
setz über die Investitionshilfe der gewerblichen Wirtschaft 
- IHG - vom 7. Januar 1952, BGBL I S. 7 / 22. August 
1952, BGBL I S. 585) hat bewilligt: 

a) Der Bayernwerk AG. (Bayerische Landeselektrizi­
tätsversorgung) Investitionsmittel in Höhe von 4,5 Mill. 
DM zum Bau, des Wasserkraftwerks Niederviehbach 
(Stufe III - Untere Isar - Wasserkraftwerk mit 3 Ma­
schinensätzen je 5,2 MW), in Höhe von 4,5 Mill. DM für 
den Ausbau des Dampfkraftwerks Schwandorf (2. Erwei­
terung - Aufstellung· eines weiteren Hochdruck-Kessels 
für 140 t/h max, 85 atü und 530° C sowie .eines Konden­
sations-Turboaggregats 38 MW) und in Höhe von 2 Mill. 
DM zur Auflegung des 2. Stromkreises der 220-KV-Lei­
tung Ludersheim-Aschaffenburg·-Landesgrenze; 

b) der Bayerische Braunkohlen-Industrie AG. Investi­
tionsmittel in Höhe von 4 Mill. DM zum Ausbau des 
Braunkohlenwerkes Wackersdorf; 

c) der österreichisch-Bayerische Kraftwerke AG. In­
vestitionsmittel in Höhe von 10 Mill. DM zum Bau des 
Laufkraftwerkes Simbach-Braunau am Inn (Leistung 
90 MW, deutscher Anteil 45 MW); · 

d) der Bayerische Berg-, Hütten- und Salzwerke AG. 
Investitionsmittel in Höhe von 2,2 Mill. DM zum Ausbau 
des Kohlenbergwerks Peif!enberg· (Weiterteufen Doppel­
förderschacht Peif!enberg und Peiting, Ausbau über Tage, 
Ausbau Energiewirtschaft); 

e) der Donaukraftwerk Jochenstein AG. Investitions­
mittel in Höhe von 10 Mill. DM zum Bau des Donau­
kraftwerks Jochenstein unterhalb Passau; 

f) der Rhein-Main-Donau AG. Investitionsmittel in 
Höhe von 8 Mill. DM für den Bau der Mainkraftwerke 
Gosmannsdorf, Wipfeld und Limbar.h sowie des Lech­
haftwerks Ellg·au; 

g) der Firma Alfred Kunz & Co„ Buuuniernehmen in 
München, in Höhe von 1 Mill. DM zur ErschlieHung der 
Braunkohlenzeche „Mathias" bei Schwandorf. 

Auf die bewilligten Mittel sind als Darlehen bereits 
Vorschüsse gewährt, und zwar 
an die österreichisch-Bayerische Kraftwerke AG. 1,5 Mill. 
DM (verbürgt durch Bürgschaftserklärung vom 22. Ok­
tober 1951 Nr. II 110 819 auf Grund der Ermächtigung· in 
§ 3 Abs. 1 des Vierten Gesetzes über Sicherheitsleistun­
gen des bayer. Staates vom 22'. Februar 1950 GVBL S. 55, 
und Beschluf! des Ausschusses des Bayer. Landtags für 
die Prüfung von Kreditfragen vom 11. Oktober 1951), an 
die Bayerische Berg·-, Hütten- und Salzwerke AG. 
280 000 DM (verbürgt durch die Bayer. Staatsbank), an 
die Bayerische Braunkohlen-Industrie AG. 600 000 DM 
(verbürgt durch die Bayernwerk AG.) und an die Firma 
Alfred Kunz & Co„ München, DM 300 000.- durch die 
Bayer. Disconto-Bank, München, (verbürgt durch Erklä­
rung vom 21. April 1952 Nr. IV 4112'4 EI 693 auf Grund 
der Ermächtigung in § 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 27. Fe­
bruar 1950 [GVBL S. 55] und BeschluH des .Ausschusses 
des Bayer. Landtags für die Prüfung von Kreditfragen 
vom 7. April 1952). 

2. Nach § 30 IHG müssen die Beg·ünstiglen zur Ab­
geltung der bewilligten Investitionsmittel dem Sonder­
vermögen u. a. durch Hypotheken oder Grundschulden 
gesicherte Schuldverschreibungen auf den Inhaber an­
bieten; in Ausnahmefällen kann das Kuratorium auf die 
dingliche Sicherheit verzichten. Wenn der Begünstigte an 
der Begebung von Wertpapieren behindert ist, -sö kann 
das Kuratorium zulassen, dafl Investitionsmittel in Form 
von bankmäfüg zu sichernden Darlehen gewährt werden. 
Vorschüsse auf die bewilligten Investitionsmittel können 
in Form von birnkmäfüg zu sichernden Darlehen gewährt 
werden. 

a) Die Industriekreditbank-Sondervermögen Investi­
tionshilfe ist bereit, der Bayernwerk AG. bis zur Her­
gabe der Wertpapiere einen Vorschuf! in voller Höhe als 
Darlehen zu gewähren. Das Darlehen ist mit 80/o zu ver­
zinsen, der Zinssatz erhöht sich um 4°/&, wenn der Vor­
schuf! nicht fristgemäf!, d. h. 3 Monate nach Aufforderung 
durch Schuldverschreibungen mit einer Laufzeit von 
15 Jahren einschl. 3 Jahren Freizeit abgegolten wird (s. 
§ 30 Abs. 4 II-IG). Sowohl das Darlehen wie die Wert­
papiere sind durch selbstschuldnerische Bürgschaft des 
bayer. Staates und eine ·Negativklausel, die eine Be­
lastung des Anlagevermögens ausschlief!t, zu sichern. Ein 
Antrag, das Darlehen ohne Sicherheit durch Staatsbürg­
schaft zu gewähren, wurde abgelehnt. Die Verhandlun­
gen wegen Verlängerung der Laufzeit der Wertpapiere 
sind noch nicht abgeschlossen. 

b) Die Investitionsmittel für den Ausbau des Werks 
Wackersdorf der BBI sollen durch Schuldverschreibungen 
der Bayernwerk AG. abgelöst werden; ein Vorschufl soll 
als Darlehen unmittelbar an die BBI gegeben werden. · 

c) Da die Kraftstufe Simbach-Braunau bereits aus 
anderen Quellen durch die Kreditanstalt für Wiederauf­
bau anfinanziert ist, werden die der österreichisch-Baye­
rische Kraftwerke AG. bewilligten Investitionsmittel über 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau zur Verfügung ge­
stellt. Auch hier werden die Investitionsmittel zunächst 
in der Form eines Darlehens (8% Zins, erhöht auf 120/o, 
wenn nicht fristgemäf! Wertpapiere ausgereicht werden), 
gewährt, das durch Ausstellung· von Schuldverschreibun­
gen auf den Inhaber mit einer Laufzeit von 20 Jahren 
abgegolten werden soll. Die Wertpapiere sind 6 Monate 
nach Auszahlung· der letzten Vorschuflrate, spijtestens 
zum 31. Dezember 1954, anzubieten. Sowohl das Darlehen 
wie die Wertpapiere sind durch eine selbstschuldnerische 
Bürgschaft des bayer. Staates und ein erststelliges Grund­
pfandrecht zu sichern. Es ist noch zu klären, ob nicht 
Verzieht auf dingliche Sicherheit zu erreichen ist. 

Für ein Vorschufldarlehen von 1,5 Mill. DM hat der 
· bayer. Staat bereits Bürgschaft geleistet (s.o. 1). Insoweit 
könnte auf Grund der in diesem Entwurf erbetenen Er­
mächtigung eine Bürgschaft nur übernommen werden, 
wenn auf die bereits erklärte Bürgschaft verzichtet wird. 

d) Die Industriekreditbank-Sondervermögen Investi­
tionshilfe hat der BHS Investitionsmittel in Höhe von 
2,2 Mill: DM in Aussicht gestellt. Sie hat bereits einen 
Vorschuf! von 280 000 DM gegen Bürgschaft der Bayer. 

. Staatsbank geleistet. Sie ist bereit, bis zur Hergabe von 
Wertpapieren den Rest als Darlehen zu gewähren (8°/i> 
Zins, mit Erhöhung um 4°/fr, wenn die Wertpapiere nicht 
spätestens bis 31. Dezember 1953 ausgereicht sind). Der 
gesamte Vorschuf! ist bankmäfüg zu sichern, für das Dar­
lehen soll eine Bürgschaft geleistet werden; mit der 
Landesbürg·schaft könnten 2°/fr Provision für eine Staats­
bankbürgschaft erspart werden. Bisher hat die Industrie­
kreditbank auf Ablösung in Wertpapieren, die durch 
Bürgschaft oder dingliche Sicherheit zu sichern wären, 
bestanden. Die Verhandlungen, ob nicht doch noch 
Staatsbürgschaft als ausreichend erachtet wird, sind noch 
nicht abgeschlossen. 

e) Die Industriekreditbank-Sondervermögen Investi­
tionshilfe hat der Donaukraftwerk Jochenstein AG. In­
vestitionsmittel in Höhe von 10 Mill. DM in Aussicht ge­
stellt. Die Bank ist bereit, bis zur Hergabe der Wert­
papiere einen Vorschuf! in der Form eines Darlehens in 
Höhe von 10 Mill. DM zu gewähren. Das Darlehen ist 
mit 8°fo zu verzinsen; der Zinssatz erhöht sich um 4°/o, 
wenn der Vorschuf! nicht bis zu einem noch festzusetzen­
den Zeitpunkt durch Wertpapiere abgelöst wird; der Vor­
schufl wäre aber ohne Ablösung spätestens am 31. De­
zember 1954 zurückzuzahlen. Die Bank verlangt zur Si­
cherung des Darlehens und der Wertpapiere eine gesamt­
schuldnerische Bürgschaft der Bundesrepublik Deutsch­
land uncl des bayer. Staates. Am Grundkapital <le1· 



Donaukraftwerk Jochenstein AG. sind die Rhein-Main­
Donau AG. und die österreichische Elektrizitätswirt­
schafts AG. (Verbundgesellschaft) je zur Hälfte beteiligt. 
An der Rhein-Main-Donau AG. sind die Bundesrepublik 
Deutschland und der hayer. Staat im Verhältnis 
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beteiligt. Vor Übernahme einer Bürgschaft mull geklärt 
werden, <lall die Bundesrepublik Deutschland die Bürg­
schaft gesamtschuldnerisch mit übernimmt und Bayern 
im Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland nur zu 
einem Drittel eines etwaigen Ausfalls zu haften hat. 

f) Die Investitionsmittel für den Bau der Mainkraft­
werke und des Lechkraftwerkes der Hhein-Mnin-Donau 
AG. sollen über die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
gegen Schuldverschreibungen auf den Inhaber ausgereicht 
werden. Voraussichi.lich werden die Schuldverschreibun­
gen zu 980/o auszugeben, mit 8°/o zu verzinsen· u.nd in 
20 Jahren nach 5 Freijahren zu tilgen sein. Um eine 
niedrigere Verzinsung und eine längere Laufzeit zu er­
zielen, strebt die Gesellschaft an, dall die Kreditanstalt 
die Mittel der Bayer. Hypotheken- und Wechselbank 
g·egen Pfandbriefe gewährt, die auf dem Kraftwerk Ell­
gau dinglich zu sichern wären, und diese Bank das Dar­
lehen weitergibt; die Art der Ausreiclnmg der Investi­
tionsmittel bedarf der Genehmigung des Kuratoriums 
der Investitionshilfe. Für den Fall, dafl diese Genehmi­
gung nicht ·erteilt wird, ist es nötig, die Schuldverschrei­
bungen auf den Inhaber durch Bürgschaft des bayer. 
Staates zu sichern. Die Bürgschaft würde gesamtschuld­
nerisch mit einer Bürgschaft der Bundesrepublik Deutsch­
land erklärt werden; im Innenverhältnis würde die Bürg­
schaftslast die Bundesrepublik und Bayern im Verhältnis 
2 : 1 treffen. 

g) Die Industriekreditbank-Sondervermögen Investi­
tionshilfe hat sich bereit erklärt, der Firma Alfred 
Kunz & Co. in München ein Tilgungsdadehen in Höhe 
von 1 Mill. DM einzuräumen, das eine Laufzeit bis zum 

>'.30. Juni 19Q1 hat und mit 8°/~ verzinslich ist. Das Dar-
lehen ist durch Grundschulden auf dem Gesamtgrund­
besitz der . Firma Kunz & Co. und des Komplementärs 
Alfred Kunz sowie durch die Übernahme einer Staats­
bürgschaft zu sichern. Außer der unter Ziffer 1 bereits 
erwähnten Staatsbürgschaft für eine Vorfinanzierung auf 
den Kredit aus Investitionshilfemitteln in Höhe von 
DM 300 000.- ist zugunsten der Firma Kunz & Co. schon 
im Juli 1951 eine 90°/~ige staatliche Ausfallbürgschaft für 
einen von der Bayer. Disconto-Bank München ausgereich­
ten Kredit von 1,1 Mill. DM unter Zustimmung des Prü­
fungsausschusses für Kreditfragen des Bayer. Landtags 
übernommen worden. Mit dem Kredit aus Investitions­
hilfemitteln sollen die bereits begonnenen Maßnahmen 
zur Erschließung der Mathiaszeche, die volkswirtschaft­
lich und arbeitsmarktpolitisch wichtig sind, abgeschlossen 
werden. 

3. Der österreichisch-Bayer. Kraftwerke AG. ist in 
Aussicht gestellt, aus rückflieflenden ECA-Zins- und Til­
gung·seingängen 1952/54 ein Darlehen von 25 Mill. DM 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau zu erhalten (Zins 6,5°/D). 

4. a) Die Finanzierung des Kraftwerks Niedervieh­
bach, das rd. 32,850 Mill. DM kosten wird, ist noch nicht 
gesichert. Es ist noch nicht gewill, ob mit dem Bau dieses 
Kraftwerks begonnen werden kann. Die Bayernwerk 
AG. ist bemüht, die Verwendung des für Niederviehbach 
bewilligten Betrages für die Erweiterung des Dampf­
kraftwerks Schwandorf gestattet zu erhalten. Die zweite 
Erweiterung des Dampfkraftwerks Schwandorf wird auf 
15,938 Mill. DM zu stehen kommen. Die Kosten werden 
durch Investitionsmittel (4,5 Mill. DM, allenfalls 9 Mill. DM) 
und Eigenmittel der Gesellschaft gedeckt. Die Auflegung 
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des zweiten Stromkreises der 220 KV-Leitung luclers­
heim-Aschaffenburg-Landesgrenze ist auf 10,128 Mill. 
DM veranschlagt; die übrigen Kosten werden aus Eigen­
mitteln der Gesellschaft g·ecleckt. 

b) Wegen der Erweiterung des Dampfkraftwerks 
Schwandorf der Bayernwerk AG. müssen die Reserve­
felder der Bayer. Braunkohlen-Industrie AG„ deren 
Grundkapital ganz der Bayernwerk AG. gehört, beschleu­
nigt aufgeschlossen werden; der Braunkohlen-Tagebau 
muß mit neuzeitlichen Abraum- und Fördergeräten aus­
g·esta ttet werden. Die Investitionsmittel von 4 Mill. DM 
sind in erster Linie fi.ir den Aufschluß des Steinberger 
Feldes bestimmt. 

c) Dus Kraftwerk Simbach-Braunau der österrei­
chisch-Bayerische ·Kraftwerke AG. ist auf 120 Mill. DM 
veranschlagt. Je die Hälfte der Kosten trifft die deutsche 
und die österreichische Seite. Auf deutscher Seite sind 
bisher gesichert:' 1 Mill. DM durch das Grnndkapital, 
10 Mill. DM durch Darlehen des bayer. Staates (ao. Haus­
halt 1951 Ausg. Abschn. f Ziff. 10; ao. Haushalt 1952 
Ausg. Abschn. g Ziff. 10), 9,850 Mill. DM durcl1 Darlehen 
der Innwerk AG„ 5 Mill. DM Darlehen aus ECA-Mitteln 
und 10 Mill. DM aus Investitionsmitteln, insg·esamt 
35,850 Mill. DM. In Aussicht stehen weitere 25 Mill. DM 
ECA-Mittel. Die österreichische Seite hat bisher außer 
1 Mill. DM Grundkapital rd. 150 Mill. Schilling· auf­
gebracht; es ist anzunehmen, daß sie den Rest dem Be­
darf entsprechend einzahlen wird. 

Die Innwerk AG. ist wie der haycr. Staat zu einem 
Viertel an der Gesellschaft beteiligt. Es wird angestrebt, 
daH je nach dem Ergebnis der Verhandlung·en mit der In-

1 clustrie-Kreditbank-Sondervermög·en Investitionshilfe die 
Innwerk AG. die Hälfte der Bürgschaftslast gegenübe1; 
dem Kreditinstitut übernehmen wird, was zur Folge 
hätte, daß. von der Bürg·schaftsennächtigung nur zur 
Hälfte Gebrauch gemacht werden müßte oder daß die 
Innwerk AG. Bayern zur Hälfte Rückbürgschaft gewährt. 

d) Die Kosten der Vorhaben in PeiHenberg· und Pei­
ting sind auf 13,5 Mill. DM veranschlagt. Sie werden auf­
gebracht durch Eigenmittel (4,473 Mill. DM), ECA-Mittel 
(2,027 Mill. DM), Investitionshilfe (2,2 Mill. DM); für 
4;8 Mill. DM wird eine Kapitalerhöhung erforderlich sein. 

e) Die Donaukraftwerk Jochenstein AG. beginnt noch 
in diesem Jahre mit dem Bau des Kr·aftwerks Jochen­
stein. Das Donaukraftwerk ist mit rd. 16? Mill. DM (ohne 
Bauzinsen) veranschfag·t. Je die Hälfte entfällt auf die 
deutsche und die österreichische Seite. Auf deutscher 
Seite ist die Aufbringung (einscl11. Bauzinsen) bis auf 
etwa 12 Mill. DM durch das Grundkapital, Investitions­
mittel, Darlehen und Maschinenkredit, Darlehen der 
wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge und Stromeinnah­
men aus den vor Vollendung· des ganzen Bauwerkes in 
Betrieb genommenen' Maschinen g·edeckt; auf österreichi­
scher Seite kann mit voller Deckung gerechnet werden. 

f) Die Kraftwerke der Rhein-Main-Donau AG. bei 
GroHmannsdorf, Wipfeld, Limbach und Ellgau ·sind be­
reits im Betrieb. Die Investitionsmittel dienen der Rest­
finanzierung. 

5. Zu § 3: , 
Die Lage des Kapitalmarktes und das zu erwartende 

Gesetz zur Förderung des Kapitalmarktes können es als 
zweckmäßig erscheinen lassen, die Teilschuldverschrei­
bungsanleihe 1949, die zu 30 Mill. DM bei der Deutschen 
Bundespost untergebracht ist, in ein Darlehen umzu­
wandeln. Die für die Teilschuldverschreibungsanleihe er­
klärte Bürg·schaft fom 3. Oktober 1949 Nr. II 74 936 müßte 
auf Grund f)iner neuen Ermächtigung für das Umwand­
lungsdarlehen neu erklärt werden. 

( 




